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Gemeinde Lindlar  

 
 

 

 

 

 

Auskunft erteilt: Herbert Schibelka 
Geschäftszeichen:  
Zimmer Nr.: E 07 
Telefondurchwahl: (02266) 96 114 
Telefax: (02266) 96 7 114 
Telefonzentrale (02266) 960 
E-Mail: herbert.schibelka@gemeinde-

lindlar.de 
Homepage: http://www.lindlar.de 

Lindlar, den 29.12.2009  

Niederschri f t  

Sehr geehrte Damen und Herren, 

anbei erhalten Sie die Niederschrift zur Kenntnisnahme. 

Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag: 

Friedhelm Schwirten 

Gremium 

Ausschuss für Sicherheit und Ordnung 

Sitzungs-Nr. 

1 
Sitzungsort 

Sitzungssaal des Rathauses, Borromäusstr. 1, 51789 Lindlar 
4. Obergeschoss, Raum 402 

Sitzungstag 

01.12.2009 

Sitzungsbeginn 

17.30 Uhr 

Sitzungsende 

21.25 Uhr 
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Anwesend  Entschu ldigt fehlten  
Vorsitzender 
Werner, Gerhard 

 

Mitglieder  

CDU-Fraktion  

Broich, Elisabeth  

Brückmann, Armin  

Gräf, Herbert –skB- für  Flohr, Oliver –skB- Flohr, Oliver -skB- 

Hartkopf, Maic -skB-  

Heller, Guidor  

 Klee, Herbert -skB- 

Müller, Günter -skB- (ab TOP 6, 17.55 Uhr)  

Rosenthal, Carsten -skB-  

Sauerbier, Ingo  

Hochscherf, Brigitte für  Schmitz, Wilhelm Schmitz, Willi (Stellv. Vorsitzender) 

  

SPD-Fraktion   

Kremer, Karl-Egon  

Dinsing, Karl Heinz  

Quabach, Heinz - skB -  

Mielke, Steffen -skB-  

  

Fraktion Bündnis 90/Die Grünen   

Bobrowski, Tobias  

Siegfried, Christian  

Becker-Schöllnhammer, Ursula  

  

FDP-Fraktion   

Burczyk, Dieter  

Klein, Dietmar  

Verwaltung       Gäste 
Schibelka, Herbert Bürgerinnen und Bürger aus Kapel-

lensüng und Hohkeppel 
Hütt, Werner  

Kierdorf, Ilse  

Schwirten, Friedhelm  
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Tagesordnung 

zur 01. Sitzung des  
Ausschusses für Sicherheit und Ordnung 

der Gemeinde Lindlar am 01.12.2009 

 

TOP Beratungsgegenstand 

- Öffentlicher Teil - 
1.  Feststellung der form- und fristgerechten Einberufung und Beschlussfähig-

keit des Ausschusses für Sicherheit und Ordnung 
2.  Ernennung eines Schriftführers  
3.  Verpflichtung der sachkundigen Bürger  
4.  Berichterstattung über die Durchführung der Beschlüsse des Ausschusses 

für Sicherheit und Ordnung vom 17.09.2009  
– öffentliche Sitzung – 

5.  Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für Si-
cherheit und Ordnung vom 17.09.2009  
– öffentliche Sitzung – 

6.  Sachstandsbericht über die Durchführung der Beschlüsse aus vorherge-
henden Sitzungen des Ausschusses für Sicherheit und Ordnung  

7.  Betriebsabrechnung Bestattungswesen 2008  
8.  Gebührenkalkulation Bestattungswesen 2010 
9.  Betriebsabrechnung Winterdienst 2008 
10.  Gebührenkalkulation Winterdienst 2010  
11.  Betriebsabrechnung Abfallentsorgung 2008 
12.  Gebührenkalkulation Abfallentsorgung 2010 
13.  Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung einschließlich V. Nach-

trag zur Satzung über Abfallentsorgung in der Gemeinde Lindlar vom 
04.01.2000 

14.  Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen in der Gemeinde Lind-
lar vom 12.08.2004 
hier: Änderung satzungsrechtlicher Vorschriften 

15.  Verkehrszeichen in den Einmündungsbereichen Hammerschmidt-
Allee/Rheinstraße und Kastanienweg/Rheinstraße in Lindlar 
hier: Antrag der FDP-Fraktion vom 17.09.2009 

16.  Schwerlastverkehr in Hohkeppel 
16 a) Wiederherstellung der Verkehrssicherheit auf einem Fußweg entlang eines 

Teilstückes der Remshagener Straße 
hier. Antrag der FDP-Fraktion vom 22.11.2009 

17.  Informationen der Verwaltung 
18.  Verschiedenes 
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TOP 
Beratungsgegenstand 

- Nichtöffentlicher Teil - 
19.  Berichterstattung über die Durchführung der Beschlüsse des Ausschusses 

für Sicherheit und Ordnung vom 17.09.2009  
– nichtöffentliche Sitzung – 

20.  Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für Si-
cherheit und Ordnung vom 17.09.2009  
– nichtöffentliche Sitzung – 

21.  Anhebung der Entgelte für die Durchführung von Bestattungen, Beisetzun-
gen und Umbettungen auf den Friedhöfen der Gemeinde Lindlar 
hier: Antrag der Fa. Günter Wild vom 10.11.2009 

22.  Verschiedenes 
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Öffentlicher Teil 
 
Die Protokollierung erfolgt in der festgelegten Reihenfolge der Tagesordnungspunkte. 

Hinweis:  
Der Vorsitzende verweist zunächst auf die Antragsfristen bezüglich der Einreichung von 
Anträgen seitens der Ratsmitglieder bzw. der Fraktionen und bittet zukünftig, diese noch 
mehr zu beachten.  

Darüber hinaus wird auf die vorgelegten Ergänzungsvorlagen zu TOP 16 und TOP 16a hin-
gewiesen. Da kein Widerspruch seitens der Ausschussmitglieder erhoben wird, erfolgt die 
Aufnahme dieser Beratungspunkte in die heutige Tagesordnung. 

 
Zu TOP 1 
Feststellung der form- und fristgerechten Einberufu ng und Beschlussfähigkeit des 
Ausschusses für Sicherheit und Ordnung 

Der Vorsitzende stellt die form- und fristgerechte Einberufung und Beschlussfähigkeit des 
Ausschusses für Sicherheit und Ordnung fest. 

 
Zu TOP 2 
Bestellung eines Schriftführers 
 
 Beschluss : 

Als Schriftführer für die Sitzung des Ausschusses für Sicherheit und Ordnung wird 
Herr Friedhelm Schwirten bestellt. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
 
Zu TOP 3 
Verpflichtung der sachkundigen Bürger 
 

Die anwesenden sachkundigen Bürger werden vom Vorsitzenden gemäß der Verpflich-
tungserklärung, welche von diesen unterschrieben werden, gesetzmäßig verpflichtet. Die 
Verpflichtung des skB Günter Müller erfolgt unter TOP 6. 

 
 
Zu TOP 4 
Berichterstattung über die Durchführung der Beschlü sse des Ausschusses für Si-
cherheit und Ordnung vom 17.09.2009 – öffentliche S itzung –  
 
Die Verwaltung geht im Rahmen der Berichterstattung insbesondere auf die Verkehrssitua-
tion im Zuge der Straße Lindenfeld  in Kapellensüng ein, zumal hierzu einige Bürgerinnen 
und Bürger aus der Straße „Lindenfeld“ in der Sitzung anwesend sind.  
 
Die Verwaltung hatte beschlussgemäß beim Straßenverkehrsamt in Gummersbach die Ein-
richtung einer 30 km/h-Zone für die Straße Lindenfeld in Kapellensüng und - zur Feststel-
lung der erforderlichen Voraussetzungen - die Durchführung einer Verkehrszählung bean-
tragt. Ein diesbezüglicher Termin liegt bis zu diesem Zeitpunkt noch nicht vor.  
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Im Anschluss daran berichtet die Verwaltung über die Verkehrssituation in der Rhein-
straße (K24) in Höhe der Grundschule Li-West sowie der Überquerungshilfen auf der 
L299 und die in diesem Zusammenhang geführten Gespräche mit der Bürgerinitiative „Si-
cherer Schulweg in Lindlar“, die in einem Gespräch eine Unterschriftenliste dem Bürger-
meister, Herrn Dr. Tebroke, zur Weiterleitung an den Landrat des Oberbergisch Kreises 
übergeben hatte. Auf Einladung der Gemeinde Lindlar fand zu den v.g. Themen am 
13.11.2009 ein Behördengespräch statt. Auch hierüber informiert die Verwaltung. Um Wie-
derholungen zu vermeiden, wird auf den hierzu gefertigten Gesprächsvermerk verwiesen, 
welcher der Niederschrift als Anlage I beigefügt ist. 
 
Bezüglich der Wiederanordnung bzw. Wiedererrichtung der vom Oberbergischen Kreis im 
Zuge der Fertigstellung der Baumaßnahme des Kreisverkehrsplatzes auf der K24 in Höhe 
der Grundschule in Schmitzhöhe  abgebauten 30 km/h-Streckenschilder hatte die Verwal-
tung beim Oberbergischen Kreis einen Antrag gestellt. Mit Schreiben vom 18.11.2009 hatte 
der Oberbergische Kreis die Wiederanordnung der 30 km/h-Schilder unter Hinweis auf den 
Wegfall des Schulwegerlasses, der durchgeführten Messungen (V85) und der Novellierung 
der Straßenverkehrsordnung abgelehnt. Der Ablehnungsbescheid wird den Ausschussmit-
gliedern als Tischvorlage zur Kenntnis gebracht. 
 
Im Anschluss an die detaillierten Ausführungen der Verwaltung zu den einzelnen Stra-
ßenverkehrsmaßnahmen, insbesondere den Besprechungsergebnissen zu der Rhein-
straße, Schule Li-West und des Kreisverkehrs in Lindlar-Schmitzhöhe, entsteht eine 
rege Diskussion, an der sich Vertreterinnen und Vertreter aller Fraktionen intensiv betei-
ligen. Sie zeigen insbesondere ihr Unverständnis über die Haltung und Auffassung der 
Vertreter des Oberbergischen Kreises zu den einzelnen von der Gemeinde Lindlar ge-
wünschten Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit.  
 
Bezüglich den beschlossenen Maßnahmen zur Geschwindigkeitsreduzierung auf der 
Straße „Jugendherberge“  berichtet die Verwaltung ergänzend, dass die Anträge be-
schlussgemäß an die Straßenverkehrsbehörde auf Anordnung des Verkehrsschildes 
„unebene Fahrbahn“ sowie der Anbringung der „Kölner Teller“ in den vorgesehenen 
Bereichen gestellt wurde. Hierzu teilt die Verwaltung ergänzend mit, dass auf Anfrage 
der Gemeindeversicherungsverband mitgeteilt hat, dass aus Gründen der Rechtssi-
cherheit der Einmündungsbereich klar geregelt werden sollte und zwar durch Entfer-
nung des Pflasters, damit eine Schadensabwälzung rechtssicher möglich ist. 
 
Die Ausführungen der Verwaltung werden vom Ausschuss für Sicherheit und Ordnung 
zur Kenntnis genommen. 
 
Nachträgliche Mitteilung der Verwaltung (nachrichtl ich ): Mit Bescheid des Oberbergi-
schen Kreises vom 04.12.2009 wurde das Anbringen der „Kölner Teller“ und das Verkehrs-
zeichen „ unebene Fahrbahn“  im Zuge der Straße „ Jugendherberge „genehmigt. 
 
 
Zu TOP 5 
Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für Sicherheit und 
Ordnung vom 17.09.2009   - öffentliche Sitzung -  

Auf die Sitzungsvorlage wird verwiesen. 

Beschluss:  
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Die Niederschrift über die Sitzung des Ausschusses für Sicherheit und Ordnung vom 
17.09.2009, öffentlicher Teil, wird genehmigt. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Zu TOP 6 
Sachstandsbericht über die Durchführung der Beschlü sse aus vorhergehenden Sit-
zungen des Ausschusses für Sicherheit und Ordnung 
 
Aufgrund der ausführlichen Berichterstattung zu TOP 4 kann auf eine weitergehende Be-
richterstattung verzichtet werden. Der Vorsitzende verpflichtet den jetzt anwesenden sach-
kundigen Bürger des Ausschusses für Sicherheit und Ordnung, Herrn Günter Müller, mittels 
der schriftlichen Verpflichtungserklärung. 
 
Im Anschluss daran wird in der Tagesordnung fortgefahren. 
 
 
Zu TOP 7 
Betriebsabrechnung Bestattungswesen 2008 
 
Die Verwaltung verweist auf die Vorlage zu diesem TOP und gibt bezüglich des Sachverhal-
tes zusätzliche Informationen, insbesondere auch über das Verfahren nach NKF und der 
damit verbundenen Verteilung der Friedhofsgebühren auf 30 Jahre, ab. Entsprechende 
Nachfragen der einzelnen Ausschussmitglieder werden von der Verwaltung beantwortet. Im 
Rahmen der Fraktionsrunde befürworten alle Fraktionen den von der Verwaltung unterbrei-
teten Beschlussvorschlag zu den Ziffern 1-3. 

Beschluss:  
1. Der Ausschuss für Sicherheit und Ordnung empfiehlt dem Gemeinderat, 

die Betriebsabrechnung Bestattungswesen 2008 zu beschließen.  
2. Der Überschuss aus der Abrechnung nach KAG in Höhe von 67.487,17 € 

ist nach Verrechnung mit dem Verlust 2007 in Höhe von 26.659,48 €, 
gleich 40.827,69 €, in den Sonderposten für den Gebührenausgleich 
Friedhof einzustellen. 

3. Der Verlust nach NKF in Höhe von 121.545,60 € ist aus dem allgemeinen 
Haushalt zu tragen.  

 
 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 

Zu TOP 8 
Gebührenkalkulation Bestattungswesen 2010 
 
Auf die Sitzungsvorlage wird verwiesen. 
 
Die Verwaltung teilt mit, dass die vorliegende Gebührenkalkulation auf der Grundlage der im 
letzten Jahr beschlossenen Systematik basiert und diese zunächst keine Veränderungen zu 
den zurzeit gültigen Friedhofsgebühren vorsieht. Die Verwaltung vertritt die Auffassung, 
dass verschiedene, noch nicht abschließend zu beurteilende Faktoren, wie die Ausgliede-
rung des TeBEL und deren Konsequenzen auf die inneren Leistungsverrechnungen der 
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Gemeinde und der Gebührenhaushalte, abgewartet werden sollten, so dass eine Verände-
rung der Gebühren zum jetzigen Zeitpunkt nicht tunlich ist. 
 
Im Rahmen der Fraktionsrunde signalisieren die Vertreter der CDU-, SPD- und FDP-
Fraktion Zustimmung zu dem vorliegenden Beschlussvorschlag der Verwaltung, die Gebüh-
ren stabil zu halten bzw. nicht zu verändern. Diese verweisen ebenfalls auf die weitere Ent-
wicklung bezüglich der Neugründung des TeBEL und der Konsequenzen auf die innere 
Leistungsverrechnung. 
 
Die Vertreter der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen teilen mit, dass sie, wie im letzten Jahr, 
aus grundsätzlichen Erwägungen dem Beschlussvorschlag der Verwaltung nicht zustimmen 
werden.  
 

Beschluss:  
Der Ausschuss für Sicherheit und Ordnung empfiehlt dem Gemeinderat, die Gebüh-
renkalkulation 2010 des Bestattungswesens zu beschließen. 

 
Abstimmungsergebnis: 16 Ja-Stimmen 
 3 Nein-Stimmen 

 
Zu TOP 9 
Betriebsabrechnung Winterdienst 2008  
Auf die Sitzungsvorlage wird verwiesen. 

Beschluss:  
1. Der Ausschuss für Sicherheit und Ordnung empfiehlt dem Gemeinderat, die 

Betriebsabrechnung Winterdienst 2008 zu beschließen.  
 

2. Der betriebswirtschaftliche Gewinn aus 2008 in Höhe von 46.194,08 € wird 
dem Sonderposten für Gebührenausgleich Winterdienst zugeführt.  

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
Zu TOP 10 
Gebührenkalkulation Winterdienst 2010 
 
Auf die Sitzungsvorlage wird verwiesen. 

Beschluss:  
Der Ausschuss für Sicherheit und Ordnung empfiehlt dem Gemeinderat, die Gebüh-
renkalkulation Winterdienst 2010 zu beschließen. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
Zu TOP 11 
Betriebsabrechnung Abfallentsorgung 2008  
 
Auf die Sitzungsvorlage wird verwiesen. 
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Beschluss:  
Der Ausschuss für Sicherheit und Ordnung empfiehlt dem Gemeinderat, die Be-
triebsabrechnung Abfallentsorgung 2008 zu beschließen.  
 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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Zu TOP 12 
Gebührenkalkulation Abfallentsorgung 2010 
 
Auf die Sitzungsvorlage wird verwiesen. 
 
Im Rahmen der Fraktionsrunde signalisieren die Vertreter der CDU-, SPD- und FDP-
Fraktion Zustimmung zu der Gebührenkalkulation Abfallentsorgung 2010. Die Vertreter der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen lehnen die Gebührenkalkulation ab, weil sie gegen eine 
Quersubventionierung im Bereich der Abfallentsorgungsgebühren sind.  

Beschluss:  
Der Ausschuss für Sicherheit und Ordnung empfiehlt dem Gemeinderat, die Gebüh-
renkalkulation 2010 zu beschließen. 

 
Abstimmungsergebnis: 16 Ja-Stimmen 
 3 Nein-Stimmen 

 
Zu TOP 13 
Änderung der Satzung über die Abfallentsorgung eins chließlich V. Nachtrag zur Sat-
zung über Abfallentsorgung in der Gemeinde Lindlar vom 04.01.2000 
 
Auf die Sitzungsvorlage wird verwiesen.  
 
Die Verwaltung gibt zum Sachverhalt ergänzende Informationen ab. 
 
Im Rahmen der Fraktionsrunde teilen die Vertreter der CDU-Fraktion mit, dass sie dem Be-
schlussvorschlag und der Vorgehensweise bezüglich der Abholung von Elektronikschrott für 
1 Jahr probeweise zustimmen werden.  
Auch die Vertreter der übrigen Fraktionen teilen nach einer kurzen Diskussion mit, dass sie 
der von der Verwaltung vorgeschlagenen Vorgehensweise zunächst für die Dauer von 1 
Jahr befristet zustimmen werden.  
 
Es besteht Einigkeit darüber, dass der Beschlussvorschlag um eine Ziffer 2. dahingehend 
erweitert wird, dass die Befristung auf 1 Jahr mit aufgenommen wird. 

Beschluss:  
1. Der Ausschuss für Sicherheit und Ordnung empfiehlt dem Gemeinderat, den 

V. Nachtrag zur Satzung über die Abfallentsorgung in der Gemeinde Lindlar 
vom 04.01.2000 zu beschließen. 

2. Die Verfahrensweise zur Abholung von Elektronikschrott wird auf 1 Jahr be-
fristet. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 
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Zu TOP 14 
Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen in  der Gemeinde Lindlar vom 
12.08.2004 
hier: Änderung satzungsrechtlicher Vorschriften 
 
Auf die Sitzungsvorlage wird verwiesen. 

Beschluss:  
Der Ausschuss für Sicherheit und Ordnung empfiehlt dem Gemeinderat, den  
III. Nachtrag zur Satzung über das Friedhofs- und Bestattungswesen in der Ge-
meinde Lindlar zu beschließen.  
 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
 
Zu TOP 15 
Anbringung von Verkehrszeichen 205 StVO (Vorfahrt g ewähren) in den Einmün-
dungsbereichen Hammerschmidt-Allee/Rheinstraße und Kastanienweg/Rheinstraße 
in Lindlar 
hier: Antrag der FDP-Fraktion vom 17.09.2009 
 
Auf die Sitzungsvorlage wird verwiesen.  
 
Nach ergänzenden Informationen durch die Verwaltung, auch unter Berücksichtigung der 
Tatsache, dass die Straßenverkehrsordnung zum 01.09.2009 novelliert wurde und dabei 
noch stärker als früher nach dem Grundsatz verfahren werden soll, so wenig Verkehrszei-
chen wie möglich anzuordnen, entsteht eine kontroverse Diskussion, an der sich Vertreter 
aller Fraktionen beteiligen.  
 
Die Verwaltung teilt nochmals mit, dass es sich bei dem Beschlussvorschlag lediglich um 
einen Prüfauftrag an den Träger der Straßenbaulast der K24 (Oberbergischer Kreis) han-
delt, die vorhandene Bordsteinabsenkung im Einmündungsbereich der betroffenen Straßen 
zu überprüfen. Nach einer entsprechenden Diskussion wird folgender Beschluss gefasst. 

Beschluss:  
Die Verwaltung wird beauftragt, den Träger der Straßenbaulast der K24, den Ober-
bergischen Kreis, schriftlich aufzufordern, die Überprüfung der vorhandenen Bord-
steinabsenkungen im Einmündungsbereich der betroffenen Straßen Hammerschmidt 
Allee/Rheinstraße und Kastanienweg/Rheinstraße in Lindlar durchzuführen. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
 
Zu TOP 16 
Schwerlastverkehr in Hohkeppel 
 
Hierzu verweist der Ausschussvorsitzende auf eine Ergänzungsvorlage zu TOP 16 „Ver-
kehrssituation in Hohkeppel“ sowie die Erweiterung der Tagesordnung auf eine Ergän-
zungsvorlage zu TOP 16 a, „Wiederherstellung der Verkehrssicherheit Fußweg eines Teil-
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stückes der Remshagener Straße“. Dieser TOP wird einvernehmlich in die heutige Tages-
ordnung zur Beratung und ggfs. Entscheidung aufgenommen. 
 
Auf der Grundlage der Ergänzungsvorlage zu TOP 16 wird vom Ausschussvorsitzenden auf 
den Antrag des Heimatvereins Hohkeppel vom 17.11.2009 bezüglich verschiedener Ver-
besserungsmaßnahmen in Bezug auf den Schwerlastverkehr in Hohkeppel hingewiesen. 
 
Zu den Anträgen hatte die Verwaltung bereits in der Ergänzungsvorlage Stellung genom-
men und Beschlussvorschläge unterbreitet.  
 
Darüber hinaus wird auf ein Schreiben des Herrn Dr. Klemens Krieger zu dieser Thematik 
verwiesen, welches als Tischvorlage dem Ausschuss vorgelegt wird.  
 
Zusätzlich wird auf einen Antrag der SPD-Fraktion zu TOP 16 (3. Sachverhalt) verwiesen, 
der Gegenstand der Beratung wird.  
 
Der Vorsitzende fasst die derzeitige unbefriedigende Situation für die Hohkeppeler Bürge-
rinnen und Bürger bezüglich des Schwerlastverkehrs zusammen, insbesondere vor dem 
Hintergrund, dass bereits beantragte Maßnahmen zur Entlastung für den Ort Hohkeppel in 
Bezug auf ein Verbot für Fahrzeuge über ein zul. Gesamtgewicht von 7,5 t und auch ein 
Verbot für die Durchfahrt von Lkws über eine Länge von 12 Meter auch von Vellingen aus 
von den zuständigen Behörden abgelehnt wurden.  
 
Darüber hinaus sei der derzeitige Zustand der Hinweisbeschilderung noch nicht zufrieden-
stellend, obwohl bereits in Vilkerath in dem dortigen Kreisel eine Hinweisbeschilderung be-
züglich des Verbotes von Fahrzeugen über 12 Meter Länge vorhanden ist.  
 
Es handelt sich auch um Verkehr aus der Nord-Süd-Verbindung, der besonders Hohkeppel 
belastet und nicht mehr zumutbar sei. Die Auswirkungen sind die Navigationsgeräte, die 
oftmals die kürzeste Verbindung über Hohkeppel anzeigen und von den Lkw-Fahrern in 
Anspruch genommen würden.  
 
Die Navigationsgeräte leiten den Lkw-Verkehr auch über Loxsiefen zur L299 herunter, was 
ebenfalls aufgrund der „billigen Geräte“ zurückzuführen  sei.  
 
Seitens des Vorsitzenden wird zudem ausgeführt, dass es einvernehmliches Ziel sein müs-
se, in Absprache mit dem Heimatverein Hohkeppel eine Sperrung für den Schwerlastver-
kehr über 7,5 t im Bereich aller 5 Zugangsstraßen zu erreichen. 
 
Die Vertreter aller Fraktionen unterstützen die bisherigen Initiativen und Anträge des Hei-
matvereins Hohkeppel ausdrücklich und teilen ihre Besorgnis und Verärgerung über die 
derzeitige Situation und die bisherige ablehnende Haltung, weitergehende  Maßnahmen in 
Bezug auf den Schwerlastverkehr seitens der zuständigen Behörden zu bekommen, mit. 
Alle Fraktionen sprechen sich für eine Verbesserung der derzeitigen Situation für Hohkeppel 
aus. Es sollte alles getan werden, damit ein generelles Verbot von Lkws über 7,5 t für Hoh-
keppel erreicht wird.  
 
Auf Antrag des Vorsitzenden und nach entsprechender einstimmiger Beschlussfassung des 
Ausschusses unterbricht der Vorsitzende die Sitzung um 19.30 Uhr, damit dem in der Sit-
zung als Zuhörer anwesenden 1. Vorsitzenden des Heimatvereins Hohkeppel, Herrn B. Alt-
haus, Gelegenheit gegeben wird, zu seinen gestellten Anträgen eine Stellungnahme ab-
zugeben.  
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Herr Bernd Althaus bedankt sich zunächst bei der Gemeinde Lindlar und bei dem zuständi-
gen Ausschuss für die breite Unterstützung in Bezug auf die Durchsetzung von verschiede-
nen Verbesserungsmaßnahmen. Gleichwohl teilt er mit, dass die derzeitige Situation nicht 
zufriedenstellend sei, weil sich Hohkeppel in der jüngeren Vergangenheit zu einem Ver-
kehrsknotenpunkt für den Lkw-Verkehr entwickelt habe, zumal bisher kein generelles Verbot 
für Lkws über 7,5 t durch die zuständigen Behörden angeordnet wurde. So würde der Lkw-
Verkehr aus allen Richtungen durch Hohkeppel aufgrund der Navigationsgeräte gelenkt, so 
dass es zu erheblichen Beeinträchtigungen aber auch zu Schäden an Hausmauern usw. 
kommt. Es sei aus seiner Sicht dringender Handlungsbedarf gegeben, zumal die Belastung 
der letzten 10-15 Jahre erheblich zugenommen habe. 
 
Er, Bernd Althaus, bittet Rat und Verwaltung nochmals eindringlich nach konstruktiven Lö-
sungen im Hinblick auf eine effektive Entlastung in Bezug auf den Schwerlastverkehr in 
Hohkeppel zu suchen bzw. solche  zu erarbeiten. 
 
Nachdem Herr Althaus seine Stellungnahme beendet hatte, wird die Sitzung um 19.40 wie-
der vom Vorsitzenden eröffnet.  
 
Im Anschluss daran entsteht eine intensive Diskussion, an der sich alle Fraktionen intensiv 
beteiligen.  
 
Herr Schibelka von der Verwaltung führt ergänzend aus, dass bereits in der Vergangenheit 
verschiedene Anträge an die zuständigen Behörden gestellt wurden, so z. B. die Sperrung 
des Ortes für Lkws über 7,5 t und eine beidseitige Sperrung für Lkws mit einer Länge über 
12 Meter auch von Vellingen aus, was jedoch von den zuständigen Behörden auch unter 
Hinweis einer Schleppkurvenberechnung abgelehnt wurde.  
 
Es ist festzustellen, dass bereits im Vilkerather Kreisel eine Hineisbeschilderung aufge-
nommen wurde. Diese sollte jedoch verbessert werden und zwar nach seiner Auffassung 
ggfs. im Ort Heiligenhaus und in der Ortslage Kreuzhäuschen an der dortigen Kreuzung. 
Diesbezüglich verweist er auf ein noch durchzuführendes Gespräch am 04. 12.2009 im Rat-
haus in Overath mit Vertretern der Stadt Overath, des Landesbetriebes NRW, der Straßen-
verkehrsbehörde Gummersbach und der Kreispolizeibehörde Rheinberg über eine Verbes-
serung der Hinweisbeschilderung auf dem Gebiet der Stadt Overath.  
 
Herr Schibelka führt des weiteren für die Verwaltung aus, dass weitergehende Verbesse-
rungsmaßnahmen im Rahmen der Erstellung eines Gesamtkonzeptes für Hohkeppel unter 
Berücksichtigung der vorliegenden Verwaltungsvorschläge, der gestellten Anträge des 
Herrn Dr. Krieger, des Antrages der SPD-Fraktion, des Heimatvereins Hohkeppel auch mit 
Behördenvertretern und den Landstagsabgeordneten erörtert werden sollten.  
 
Nach diesen Ausführungen und einer weiteren intensiven Diskussion im Ausschuss bean-
tragt der Vorsitzende eine erneute Sitzungsunterbrechung, um Herrn B. Althaus nochmals 
Gelegenheit zu einer kurzen Stellungnahme zu geben. Durch einstimmigen Beschluss des 
Ausschusses, wird die Sitzung um 20.05 Uhr unterbrochen.  
 
Herr Althaus teilt in dieser ergänzenden Stellungnahme mit, dass auch er an einer pragma-
tischen Lösung interessiert sei und dass eine Bürgerversammlung im Januar 2010 speziell 
zu diesem Thema mit Vertretern von Rat und Verwaltung der Gemeinde Lindlar, mit Vertre-
tern der Straßenverkehrsbehörde des Oberbergischen Kreises, des Landesbetriebes Stra-
ßen NRW, der Kreispolizeibehörde sowie mit Landtagsabgeordneten geplant ist.  
 



 

01. Sitzung SOA 01.12.2009 Niederschrift ö.s. pdf.doc 14 

Nach dieser Stellungnahme wird die Sitzung um 20.10 Uhr wieder vom Vorsitzenden eröff-
net. 
 
Unter Berücksichtigung der geführten Diskussion und der vorliegenden Anträge und der 
Stellungnahme des Heimatvereins Hohkeppel  formuliert der Vorsitzende einen Beschluss-
vorschlag. 
Es wird folgender Beschluss gefasst: 

Beschluss:  
Bis zur nächsten Sitzung des Ausschusses für Sicherheit und Ordnung wird ein Ge-
samtkonzept unter Berücksichtigung der vorliegenden Beschlussvorschläge und aller 
vorliegenden Anträge mit dem Heimatverein Hohkeppel erarbeitet, welches dem 
Ausschuss für Sicherheit und Ordnung in seiner nächsten Sitzung vorgelegt wird. 

 
Abstimmungsergebnis: einstimmig 

 
Sodann legt AM Mielke für die SPD-Fraktion einen Antrag mit einem Beschlussvorschlag 
bezüglich der Verkehrssituation an de L299 in der Ortslage Vellingen vor 
 
Auch über diesen Antrag lässt der Vorsitzende nun abstimmen.  

Beschluss:  
 Die Verwaltung wird beauftragt, bei der Kreispolizeibehörde Gummersbach abzufra-
gen, ob es sich bei dem betreffenden Kreuzungsbereich in Vellingen um einen Un-
fallhäufigkeitsstelle handelt und wenn ja, die betreffende Statistik anzufordern und 
dem zuständigen Ausschuss zur weiteren Beratung und ggfs. Beschlussfassung 
vorzulegen. 

Abstimmungsergebnis: einstimmig 
 
Zu TOP 16 a) 
Wiederherstellung der Verkehrssicherheit auf einem Fußweg entlang eines Teilstü-
ckes der Remshagener Straße 
hier. Antrag der FDP-Fraktion vom 22.11.2009 
 
Auf die Sitzungsvorlage wird verwiesen. 
 
Im Rahmen der Fraktionsrunde wird von den Vertretern der CDU-Fraktion angefragt, wie 
hoch die Kosten dieser vorgeschlagenen Verbesserungsmaßnahmen sind und beantragt 
nach Ermittlung, die Einbindung in das Wegeinstandhaltungsprogramm für das Jahr 2010. 
 
Auch die übrigen Fraktionen stimmen nach kurzer Diskussion diesem Vorschlag zu. 
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Beschluss:  
Die Verwaltung wird beauftragt, die Kosten für die Wiederherstellung der wasserge-
bundenen Oberfläche der fußläufigen Wegeverbindung entlang der Remshagener 
Straße vom Ortsausgang Remshagen bis zur Einmündung Horpestraße/Abzweig 
zum IP Klause in einer Breite von ca. 1 Meter sowie alternativ die Mehrkosten für ei-
ne befestigte Lösung zu ermitteln und dem Ausschuss für Sicherheit und Ordnung in 
seiner nächsten Sitzung zur weiteren Beratung und ggfs. Entscheidung vorzulegen.  

 
Abstimmungsergebnis: 17 Ja-Stimmen 
 1 Nein-Stimme 
 1 Enthaltung 

 
 
Zu TOP 17 
Informationen der Verwaltung 
Die Verwaltung weist auf eine Informationsveranstaltung zusammen mit den aktiven Senio-
ren der Gemeinde Lindlar und der Kreispolizeibehörde Gummersbach zum Thema „Unge-
betene Gäste“ am 17.11.2009 im Ratssaal Alte Schule hin. Diese Veranstaltung leistete 
einen  informativen Beitrag  zur Prävention in Bezug auf Einbrüche und Diebstähle.  
 
 
Zu TOP 18 
Verschiedenes 
a. AM Brückmann bemängelt, dass im Zuge der Beendigung der Baumaßnahme am 

Kreisel „Lidl „ein Poller auf einem Verbindungsweg zwischen Dillensiefen und dem 
Kreisel entfernt wurde, was für Anlieger ein großes Ärgernis bedeutet mit der Folge, 
dass Grundstücke oft verschmutzt werden. Er bittet die Verwaltung um Wiederher-
stellung des bisherigen Zustandes, d. h. die erneute Anbringung des Pollers. Die 
Verwaltung sagt eine Prüfung zu. 

 
b. AM Quabach fragt an, wer für die Reinigung des Gehweges entlang der Rheinstraße 

Richtung „Kastanienweg“ zuständig ist. Hierzu teilt die Verwaltung mit, dass nach 
den Bestimmungen der Straßenreinigungssatzung hierfür die Bürgerinnen und Bür-
ger zuständig sind. 

 
c. AM Dinsing fragt an, ob in einem Wendehammer grundsätzlich ein Parkverbot be-

steht. Hierzu teilt die Verwaltung mit, dass es immer auf die jeweilige Größe des 
Wendehammers ankommt und ob die eigentliche Zweckbestimmung (das Wenden 
von Fahrzeugen) möglich ist. 

 
d. AM Sauerbier teilt mit, dass Fußgänger nach Beendigung der Baumaßnahme Lidl 

oftmals von der Wolfsschlade und Klauser Straße kommend die Straße überqueren 
würden, so dass hier gefährliche Situationen entstehen. Besonders ältere Menschen 
würden diese Abkürzungen nehmen. Die Verwaltung teilt hierzu mit, dass die Ein-
flussnahme hier nur begrenzt möglich sei. 

 
e. AM Kremer teilt mit, dass die Straßenbeleuchtung in Linde oftmals vollständig ausfal-

len würde. Die Verwaltung sagt eine Überprüfung zu.  
 
AM Kremer teilt mit, dass auf dem Friedhof in Linde in der letzten Zeit eine Men-
ge an Laub vorhanden ist, die entfernt werden sollte. Die Verwaltung teilt hierzu 
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mit, dass nach Eintritt des Ruhestandes des bisherigen Friedhofsgärtners, der für 
die Friedhöfe in Linde und Kapellensüng zuständig war, nunmehr der zuständige 
Friedhofsgärtner für den Friedhof in Lindlar, Herr Jung, auch die Pflege der 
Friedhöfe Linde und Kapellensüng seit 01.03.2009 mit durchführt, wobei unter 
Berücksichtigung der personellen Verfügbarkeit saisonal bedingte Schwerpunkte 
gesetzt werden müssen. Die Verwaltung wird den Friedhofsgärtner bitten, das 
Laub zeitnah zu beseitigen. 
Darüber hinaus wird von Herrn Kremer mitgeteilt, dass die Toiletten in der Kapel-
le Linde defekt sind. Die Verwaltung sagt eine Überprüfung und Reparatur zu.  
Mitteilung der Verwaltung (nachrichtlich): Das Laub auf dem Friedhof Linde 
wurde inzwischen aufgesammelt und entsorgt. Weitere Pflegemaßnahmen erfol-
gen regelmäßig. Die Reparatur der Toilette der Friedhofskapelle Linde wurde in-
zwischen durchgeführt.  
 
Des Weiteren teilt Herr Kremer mit, dass der Fußpfad von Linde nach Bruch in 
Richtung des Überlaufbeckens von Pkws benutzt wird. Hierzu wird eine Prüfung 
seitens der Verwaltung vorgenommen, ob dieser  Fußpfad gesperrt werden kann.  
 

f. AM Becker-Schöllnhammer teilt die Sorge der betroffenen Anlieger über die 
Parkplatzsituation im Hinblick auf die Errichtung des Mehrgenerationenhauses an 
der Jubilatekirche in Lindlar, Auf dem Korb, mit. Hierzu teilt die Verwaltung mit, 
dass Vorgespräche mit dem StVA Gummersbach hinsichtlich der straßenver-
kehrsrechtlichen Auswirkungen in den Straßen Auf dem Korb, Im Winkel und im 
Jubilateweg geführt werden. Möglichst zur nächsten Sitzung wird die Verwaltung 
berichten. 

 
g. AM Mielke fragt nach, ob nach Einführung des TeBEL auch weiterhin für Stra-

ßenfeste Schilder zur Verfügung gestellt werden können. Die Verwaltung wird 
dieses prüfen. 

 
 
 

Ende öffentlicher Teil 

 
 

 

Ende der Sitzung: 21.25 Uhr 

 
 

     

Friedhelm Schwirten 
Schriftführer 

  gez. Gerd Werner 
Vorsitzender 
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Gesprächsvermerk 
über das Behördengespräch vom 13.11.2009,  

in der Zeit von 10:00 Uhr – 12:50 Uhr  
im Rathaus der Gemeinde Lindlar 

 
Themen: Geschwindigkeitsreduzierende Maßnahmen  

1. auf der L299 im Bereich der Überquerungshilfen zwischen Ortsausgang 
Lindlar und der Straße Reuschsiefen 

2. auf der Rheinstraße im Bereich der Grundschule Lindlar-West 
3. auf der Lindlarer Straße in Schmitzhöhe im Bereich der Grundschule 

Schmitzhöhe 
 
Teilnehmer: die Herren 

Dr. Dickschen (Dezernent), Stahl (StVA), Boegel (StVA) (Kreisverwaltung) 
Setzer, Leineweber (Kreispolizeibehörde) 
Büser (Landesbetrieb Straßenbau NRW) 
Broich (Allgemeiner Vertreter), Schibelka (Gemeinde Lindlar) 

 
Herr Broich  erklärt, dass Herr Dr. Tebroke diesen relevanten Termin gerne selbst 
wahrgenommen hätte, aber durch seine Erkrankung verhindert ist. Er führt aus, dass 
die Gemeinde Lindlar ein großes Interesse daran hat, dass sich die eingeladenen 
Fachbehörden positiv in die Erörterung einbringen mit dem Ziel, Geschwindigkeitsredu-
zierungen auf den o. g. Strecken zu erreichen.  
 
Herr Schibelka  berichtet von dem Treffen mit der Bürgerinitiative „Sicherer Schulweg“ 
vom 03.11.2009. Die Bürgerinitiative hat umfangreiche Vorschläge für Verkehrsberuhi-
gung im Bereich der Grundschule Li-West und an den Fußgängerüberwegen an der 
L299 erarbeitet und dem Bürgermeister schriftlich, zusammen mit 185 Unterstützungs-
unterschriften, zur Weiterleitung an den Landrat überreicht. Die beiden separaten 
Schreiben zur Verkehrsberuhigung auf der Rheinstraße und der L299 sowie die Unter-
schriftenlisten werden Herrn Dr. Dickschen - so, wie zwischen Herrn Landrat Jobi und 
Herrn Bürgermeister Dr. Tebroke vereinbart - ausgehändigt.  
 
Herr Dr. Dickschen  stellt heraus, dass ihm dieser Termin als „Behördentermin“ ange-
kündigt worden sei und er ihn auch nach wie vor als solchen versteht.  
 
Das wird von Herr Broich  bestätigt. Gleichwohl zeigt die Aktivität der Bürgerinitiative, 
wie unzufrieden diese mit den bisherigen Entscheidungen des StVA ist. Deswegen soll-
ten die Vorschläge der Bürgerinitiative besprochen werden, zumal die Empfehlungen 
der Bürgerinitiative überwiegend deckungsgleich mit den Vorstellungen der Gemeinde 
Lindlar und ebenso denen des Ausschusses für Sicherheit und Ordnung sind. Er geht 
davon aus, dass der Oberbergische Kreis die Schreiben der Bürgerinitiative prüfen und 
beantworten wird. 
 
Herr Stahl  stellt fest, dass die Gemeinde Lindlar im Vergleich zu anderen Kommunen 
des Oberbergischen Kreises die meisten straßenverkehrsrelevanten Anträge stellt. Auf-
grund der bestehenden Rechtsnormen ist ein nicht unbeträchtlicher Teil dieser Anträge 
gar nicht genehmigungsfähig. Dies sollte eigentlich dem zuständigen Fachbereich in der 
Gemeindeverwaltung bekannt sein und er sollte deswegen seine Fachkompetenz inten-
siver in den Gremien und gegenüber den Antragstellern vertreten, damit derartige An-
träge vermieden werden. Zumindest, so Herr Stahl , sollte die Stellungnahme des Fach-
bereichs zu den Anträgen aus den Schreiben an das StVA erkennbar sein. 

Anlage I 
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Herr Schibelka  weist nachdrücklich die aus dieser Feststellung herausklingende Kritik 
zurück. Er hebt hervor, dass die Gemeinde Lindlar nicht Genehmigungsbehörde ist und 
deswegen prinzipiell gar keine straßenverkehrsrechtliche Kompetenz vorhalten muss. 
Dennoch ist diese Kompetenz vorhanden und wird in die Beratungen zu den straßen-
verkehrsrechtlichen Anträgen eingebracht. Wenn dann der Ausschuss einen Beschluss 
fasst, der weder gegen geltendes Recht verstößt noch das Wohl der Gemeinde gefähr-
det, so hat der Fachbereich sich diesen Beschluss zu Eigen zu machen und argumenta-
tiv gegenüber der Genehmigungsbehörde zu vertreten. Die vorliegenden Anträge auf 
geschwindigkeitsreduzierende Maßnahmen zeigen vielmehr, dass die Gemeinde Lind-
lar sich an geltendes Recht hält und mittels der Anträge das Wohl der Gemeinde, ins-
besondere das seiner jüngsten Einwohner, fördern will. Insoweit hofft die Gemeinde, 
dass in dieser Gesprächsrunde konstruktive Vorschläge erarbeitet werden, die dem ge-
setzten Ziel förderlich sind.  
 
Herr Setzer  verweist auf die 46. Änderung der Straßenverkehrsordnung, welche am 
01.09.2009 in Kraft getreten ist. Durch diese Änderung wird das Ziel verfolgt, den „Schil-
derwald“ zu reduzieren und neue Verkehrszeichen nur noch dort anzuordnen, wo dies 
aufgrund der besonderen Umstände zwingend geboten ist. Zugleich soll die Bedeutung 
der grundlegenden allgemeinen Verkehrsregeln aufgewertet und die Bereitschaft der 
Verkehrsteilnehmer zu einer eigenverantwortlichen Beurteilung der Verkehrssituation 
und der sich daraus für sie ergebenden Verhaltensweise gefördert werden.  
 
Zu diesem Zweck wurde neben anderen Paragrafen auch der § 40 Abs. 1 StVO novel-
liert, der den Verkehrsteilnehmer - deutlicher und verbindlicher als bisher - ermahnt, bei 
Gefahrenzeichen erhöht aufmerksam zu sein und ihn insbesondere zur Verringerung 
der Geschwindigkeit im Hinblick auf die Gefahrensituation auffordert.  
 
Ergänzend verweist er auf das Urteil des Bundesgerichtshofs vom 24.03.1988, in dem 
Kriterien zur Verkehrsregelungspflicht der Straßenverkehrsbehörden aufgestellt wurden. 
Danach brauchen die Straßenverkehrsbehörden nur insoweit Maßnahmen zu ergreifen, 
als dies objektiv erforderlich und nach objektiven Maßstäben zumutbar ist. Sie haben 
deshalb regelmäßig dann keine weiteren Pflichten, wenn die Verkehrsteilnehmer bei 
zweckgerechter Benutzung der Straße unter Anwendung der gebotenen Aufmerksam-
keit etwaige Schäden selbst abwenden können. Von den Verkehrsteilnehmern wird da-
bei in schwierigen Verkehrslagen sogar eine gesteigerte Aufmerksamkeit erwartet. Zu-
dem werden Kenntnisse über besondere Verkehrsgefahren vorausgesetzt. In derartigen 
Fällen ist eine Warnung nicht geboten, weil ein Kraftfahrer mit der erforderlichen Sorg-
falt etwaige Schäden durch vorsichtiges Fahren abwehren kann. 
 
Er weiß sehr wohl, dass subjektive Einschätzungen oftmals die Anordnung eines Ver-
kehrszeichens einfordern, aber häufig durch objektive Tatsachen nicht bestätigt werden. 
 
Die weiteren Vertreter des Oberbergischen Kreises  und der Vertreter des Landes-
betriebs Straßenbau NRW  stimmen diesen grundsätzlichen Ausführungen zu. 
 
Im Nachfolgenden werden nun die Erfolgsaussichten der einzelnen Anträge geprüft. 
 

1. Geschwindigkeitsreduzierende Maßnahmen auf der L 299 im Bereich der 
Überquerungshilfen zwischen Ortsausgang Lindlar und  der Straße 
Reuschsiefen 

 
Hierzu führt Herr Büser  aus: 
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Die Geschwindigkeitsreduzierung auf 50 km/h durch entsprechendes Verkehrs-
zeichen wurde bereits mehrfach vom Straßenverkehrsamt unter Berücksichti-
gung der Stellungnahme des Schulleiters der GGS Lindlar-West sowie der 
Kreispolizeibehörde und des Straßenbaulastträgers (Landesbetrieb Straßenbau 
NRW) und unter Berücksichtigung der Argumente des Kindergartenträgers ge-
prüft und letztlich abgelehnt, weil vom Straßenbaulastträger, der Kreispolizeibe-
hörde und dem Straßenverkehrsamt keine zwingende Notwendigkeit festgestellt 
wurde.  
 
Das Geschwindigkeitsniveau im Bereich der Überquerungshilfen ist unauffällig. 
Viele Autofahrer vermindern an den Überquerungshilfen ihre Geschwindigkeit 
sogar merklich.  
 
Die Sicht auf die Überquerungshilfe „Reuschsiefen“ wurde – wie bei einem vo-
rausgehenden Ortstermin vereinbart – durch Rückschnitt des Straßenbegleit-
grüns (= Bäume) noch weiter verbessert. Der Landesbetrieb erlaubt der Ge-
meinde Lindlar, bei Nachwuchs des Straßenbegleitgrüns, dieses wieder zurück-
zuschneiden, damit die verbesserten Sichtverhältnisse beibehalten werden. 
 
Die Gemeinde sollte des Weiteren durch regelmäßige Kontrollen den Reflexi-
onsgrad der auf den Überquerungshilfen vorhandenen Verkehrszeichen überprü-
fen, damit deren Aufmerksamkeitswirkung gewährleistet bleibt. 
 
Durch sog. Lokoiden (Glaskörper, die in die Inselköpfe eingelassen werden und 
das Scheinwerferlicht der sich nähernden Kraftfahrzeuge reflektieren) könnte die 
Aufmerksamkeitswirkung bei Dunkelheit nochmals verbessert werden. Die Ein-
baukosten wären von der Gemeinde Lindlar zu tragen. 
 
Herr Büser  erinnert daran, dass bereits in der Planungsphase der Überque-
rungshilfe „Lindlar-West“ der Landesbetrieb darauf hingewiesen hat, dass die 
vorgesehene Aufstellfläche nicht für 30 – 40 Personen geeignet ist. Die Kosten 
für die Anpassung der Aufstellfläche – was durchaus eine sinnvolle Maßnahme 
sein könnte - schätzt er auf ca. 30.000 – 40.000 Euro. Hier würde sich allerdings 
die Frage der Finanzierung stellen. 
 
Auf die Frage von Herrn Schibelka , ob der Landesbetrieb einen Kreisverkehrs-
platz im Bereich L299/Reuschsiefen bauen könnte damit durch diese bauliche 
Maßnahme eine nachhaltige Geschwindigkeitsreduzierung auf der Strecke zwi-
schen Kreisverkehrsplatz und den Überquerungshilfen erzielt wird, geht Herr 
Büser  ebenfalls ein. 
 
Er bekräftigt in seiner Antwort nochmals, dass vor allem bauliche Maßnahmen 
geeignet sind, das Geschwindigkeitsniveau effektiv zu senken. Hierzu zählt si-
cherlich auch ein Kreisverkehrsplatz. Dessen Bau bedarf allerdings der Priorisie-
rung durch den Regionalrat. Der angesprochene Kreisverkehrsplatz steht aus 
dem in dieser Erörterung bereits genannten Gründen nicht auf einem der oberen 
Plätze dieser Prioritätenliste. 
 
Nunmehr nimmt Herr Büser  Stellung zu dem Antrag der Gemeinde Lindlar, das 
Ortschild in Richtung „Reuschsiefen“ zu versetzen. 
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Die Versetzung des Ortschildes „Lindlar“ vom jetzigen Standort in Höhe des 
„Parkbades“ in Richtung „Reuschsiefen“ wurde bereits vom Straßenverkehrsamt 
nach Anhörung der Kreispolizeibehörde und des Straßenbaulastträgers (Lan-
desbetrieb Straßenbau NRW) und unter Berücksichtigung der Argumente der 
GGS Lindlar-West und des Kindergartenträgers abgelehnt. Neue Argumente er-
geben sich, selbst nach Hinweis der Gemeinde auf die Bedeutung des Schlosses 
Heiligenhoven für die Gemeinde, nicht.  
 
Nach der Verwaltungsvorschrift der StVO zu dem Verkehrseichen 310 (Ortstafel) 
ist die Ortstafel in der Regel dort aufzustellen, wo ungeachtet einzelner unbebau-
ter Grundstücke die geschlossene Ortschaft auf einer der beiden Seiten beginnt 
oder endet. 
 
Eine solche geschlossene Bebauung ist erst ab dem heutigen Standort des Ort-
schildes vorhanden. Im Zuge des Ausbaues des Baugebietes „Lindlar-West“ 
könnte sich die Beurteilung möglicher Weise ändern, zurzeit jedenfalls ist diese 
geschlossene Bebauung noch nicht so vorhanden, dass eine Versetzung des 
Ortschildes geboten ist. Diese Bewertung wird von den Vertretern der Kreis-
verwaltung und der Kreispolizeibehörde  bestätigt. 
 
Herr Büser  stellt der Gemeinde Lindlar anheim, einen Antrag auf Neufestlegung 
der Ortsdurchfahrt nach Straßenrecht zu stellen. Die Tatbestandsvoraussetzun-
gen sind zwar identisch mit denen nach Straßenverkehrsrecht, doch würde die 
Prüfung durch seine übergeordnete Dienststelle erfolgen.  
 
 
2. Geschwindigkeitsreduzierung auf der Rheinstraße im Bereich der 

Grundschule Lindlar-West 
 

Zu Beginn dieser Erörterung verweisen die Vertreter der Kreisverwaltung und 
der Kreispolizeibehörde  auf die weiter oben genannten grundsätzlichen Aus-
führungen zur Anordnungserfordernis von Verkehrszeichen nach der StVO. 
 
Herr Broich  bestätigt nochmals, dass auch die Gemeinde Lindlar die Anordnung 
einer 30 km/-Strecke oder einer 30 km/h-Zone in der Rheinstraße bzw. andere 
geeignete Maßnahmen, die zu einer Geschwindigkeitsreduzierung beitragen, un-
terstützt.  
 
Unter Bezugnahme auf die Antragshistorie erläutert Herr Stahl  darauf hin noch-
mals die Rechtsauffassung des Straßenverkehrsamtes. Um Wiederholungen zu 
vermeiden, verweist der Protokollant auf das beigefügte Schreiben des Straßen-
verkehrsamts vom 20.12.2007 an Herrn Michael Scherer (Anlage II) , welches 
nach wie vor die aktuelle Rechtsaufassung des Straßenverkehrsamts und der 
Kreispolizeibehörde wiedergibt.  
 
Herr Setzer  bestätigt, dass bei der Polizei seit 2007 kein Verkehrsunfall akten-
kundig ist. Er teilt die Auffassung der Straßenverkehrsbehörde, dass die Anord-
nung einer Geschwindigkeitsbegrenzung auf 30 km/h eine Scheinsicherheit 
schaffen würde, die dem eigentlichen Anliegen, die Verkehrsicherheit zu fördern, 
letztlich widerspricht. Dies gilt ebenso für die besondere Kennzeichnung einer 
Überquerungshilfe als Überweg. Die Verkehrsstatistik belegt, dass die Verunfal-
lungsgefahr an Zebrastreifen deutlich höher ist als bei Überquerungshilfen. Des-
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wegen werden Übergänge mit Zebrastreifen aufgelöst bzw. durch Überque-
rungshilfen ersetzt. 
 
Die Sicherheit in diesem Straßenabschnitt könnte erhöht werden, wenn die Fahr-
bahnteiler vollständig als Hochbord ausgebildet werden. Dies hätte allerdings zur 
Folge, dass die Anlieger der Rheinstraße (auf der Seite Falkenhof) diese mit ih-
ren Kfz nicht mehr überqueren könnten, um in die Fahrtrichtung Ortsmitte zu ge-
langen. 
 
Einen weiteren Beitrag kann die Gemeinde Lindlar leisten, in dem sie die beste-
henden Verkehrszeichen auf ihre Reflexionswirkung und den ruhenden Verkehr 
im Bereich der Linksabbiegespur überwacht. Verkehrszeichen sollten gegebe-
nenfalls ersetzt und, sofern durch Sträucher oder Bäume verdeckt, frei geschnit-
ten werden. 
 
Herr Boegel  berichtet, dass in der Rheinstraße Mess-Stellen eingerichtet sind. 
Im Jahr 2009 haben in Höhe der Schule mehrere Geschwindigkeitsmessungen 
im Rahmen der Verkehrsüberwachung stattgefunden. So am 22.01.2009 in der 
Zeit von 10:06 Uhr bis 10:30 Uhr in Fahrtrichtung Ortsmitte. Von 30 gemessenen 
Fahrzeugen fuhr nur ein Fahrzeug knapp über 50 km/h, alle anderen waren lang-
samer unterwegs. Eine weitere Messung fand am 09.10.2009 in der Zeit von 
12:09 Uhr bis 12:22 Uhr in Fahrtrichtung Ortsmitte statt. Von 81 gemessenen 
Fahrzeugen wurde eins geblitzt, weil es schneller als 50 km/h (aber noch unter 
60 km/h) fuhr. 
 
Die weiteren Messergebnisse vom 29.10. und 06.11.2009 sind noch nicht detail-
liert ausgewertet.  
 
Geblitzt wurden am  

·  29.10.2009 
·  von 12:15 Uhr – 12.52 Uhr in Fahrtrichtung Ortsausgang  

10 von 52 Fahrzeuge 
·  von 12:55 Uhr – 13.45 Uhr in Fahrtrichtung Ortsmitte 

3 von 88 Fahrzeuge 
·  06.11.2009 

·  von 08:02 Uhr – 08:47 Uhr in Fahrtrichtung Ortsmitte 
4 von 89 Fahrzeuge 

·  von 8:50 Uhr – 09:49 Uhr in Fahrtrichtung Ortsausgang 
8 von 68 Fahrzeuge 

 
Die Herren Stahl und Setzter verweisen erneut auf die 46. Änderung der StVO 
und sehen keine objektiv feststellbaren besonderen Umstände, die die Anord-
nung von zusätzlichen Verkehrszeichen, sei es am Straßenrand oder auf der 
Fahrbahn, zwingend gebieten. Folglich besteht, selbst unter Berücksichtigung 
der zusammenwachsenden Siedlungsgebiete Falkenhof und Lindlar-West, kein 
zusätzlicher Handlungsbedarf. 
 
Herr Schibelka  fragt an, ob das StVA und die Kreispolizeibehörde die Einrich-
tung eines Schülerlotsendienstes, so wie an der Grundschule in Frielingsdorf be-
reits realisiert, genehmigen würden. Herr Boegel erklärt, dass das StVA einem 
solchen Antrag entgegensieht.  
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3. Geschwindigkeitsreduzierung auf der Lindlarer St raße in Schmitzhöhe 
im Bereich der Grundschule Schmitzhöhe 

 
Mit Schreiben vom 23.07.2009 hatte die Gemeinde Lindlar die Wiederanordnung 
der 30 km/h-Strecke auf der Lindlarer Straße im Bereich der Grundschule 
Schmitzhöhe beantragt.  
 
In dem Erörterungstermin wurden nochmals die Argumente ausgetauscht. 
 
Zwischenzeitlich hat der Oberbergische Kreis mit Verfügung vom 18.11.2009 
(Eingang bei der Gemeinde Lindlar am 24.11.2009) den Antrag aus den dort ge-
nannten Gründen abgelehnt.  
 
Um Wiederholungen zu vermeiden, wird auf den beigefügten Ablehnungsbe-
scheid verwiesen (Anlage III) . 

 
Lindlar, den 15.12.2009 
 
 
 
 
gez. Herbert Schibelka 
Protokollführer 

 gez. Franz Broich 
Allgemeiner Vertreter 
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Anlage II 
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Anlage III 
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